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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen .

Der Beschwerdeflihrer hat dem Bund Aufwendungen in der Höhe von

€ 381,90 binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen .

Entscheidungsgründe :

Der Beschwerdefihrer steht als Professor in einem öffentlich-rechtlichen

Dienstverhältnis zum Bund . Seine Dienststelle ist das Bundesgymnasium und

Bundesrealgyiunasium M .

Mit dem im Instanzenzug ergangenen angefochtenen Bescheid der belangten

(20. Mai 2008)
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BGBL 1 Nr, 142/2000 und § 13 Abs . 1 BLVG in der Fassung der Bundesgesetze

BGBI. 1 Nr, 87/2001 und BGBI, 1 Nr . 176/2004, eine Vergütung von

Mehrdienstleistungen im Ausmaß von 4,31 Werteinheiten gebühre .

Die belangte Behörde ging von folgendem Sachverhalt aus :

Der Beschwerdeführer war im strittigen Zeitraum mit der

In der rechtlichen Beurteilung führte die belangte Behörde nach Wiedergabe

des § 9 Abs . 1 und des § 13 Abs. 1 BLVG sowie des § 61 Abs. 1 und 2 GehG u.a.

aus, Nebenleistungen im Sinne des § 9 BLVG, zu denen auch die verwaltungsmäßige

Unterstützung des Direktors zähle, könnten gemäß § 61 Abs. 1 GehG zu einem

Anspruch aufVergütung von Mehrdienstleistung führen, wenn in Verbindung mit

Unterrichtstätigkeit das Ausmaß der wöchentlichen Lehrverpflichtung überschritten

werde . Werde durch einerechnete Ttigkuiten die volle Leinveepfhchtung

eedeckt (sodass diese auf null reduziert sei), so stellten zusätzlich gehaltene

Uerddlstiden Ielnvlienstleieugen lee inee dea di Abs. GehG dav.

Tätigkeiten gemäß § 13 Abs. 1 BLVG, welche im § 61 Abs. 1 GehG nicht genannt

seien, seien jedoch gehe lIefen J eeeichtctcnden nicht gleielizuheiten . AufGrund

der oben angeführten Oberleg'ungen sei für die Einrechnuj.g neben der Tätigkeit als

Administrator auch die "UPIS-RAP Tätigkeit" im Ausmaß von 0,05 WE
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Darüber hinaus enthält der angefochtene Bescheid Überlegungen betreffend

die Unterschiede zwischen der Einrechnung von Nebenleistungen gemäß § 9 BLVG

und jener gemäß § 13 Abs. 1 BLVG sowie zur Frage, inwieweit die

Implementierungstätigkeit im Rahmen von UPIS-RAP durch die Einrechnung der

Tätigkeit als Administrator flur Zwecke des § 61 Abs. 1 GehG bereits abgegolten sein

könnte .

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde vor dem

Die belangte Behörde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens vor und

erstattete eine Gegenschrift, in welcher sie die Abweisung der Beschwerde als

unbegründet beantragt .

Der Verwaitungsgerichtshof hat erwogen :

§ 61 Abs. 1 GehG in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1 . Nr. 16/1994
lautete :

61 . (1) Wird durch
1 . dauernde Unterrichtserteilung,

2. Einrechnung von Nebenleistungen nach §9 BLVG,

3 . Einrechnung von Erziehertätigkeiten und Aufsichtsfiihrung nach
10 BLVG sowie
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4. Einrechnung von Tätigkeiten in ganztägigen Schulformen nach
§ I2BLVG

das Ausmaß der Lehrverpflichtung überschritten, so gebührt hieffir dem Lehrer an
Stelle der in den § 16 bis 18 angeführten Nebengebühren eine besondere
Vergütung."

Durch das Bundesgesetz BGB1 . 1 Nr. 138/1997 erhielt § 61 Abs. 1 GehG
folgende Fassung:

" 61 . (1) Überschreitet der Lehrer durch
1. Unterrichtserteilung,
2. Einrechnung von Nebenleistungen nach § 9 BLVG,

3 . Einrechnung von Erziehertätigkeiten und Aufsichtsfiihrung nach
§ IOBLVG und

4. Einreehnung von Tätigkeiten in ganztägigen Schulformen nach
§ 12BLVG

tatsächlich das Ausmaß der wöchentlichen Lehrverpflichtung, so gebührt ihm hiefür
an Stelle der in den § 16 bis 18 angeführten Nebengebühren eine besondere
Vergütung!'

Schließlich erhielt § 61 Abs . 1 GehG durch das Bundesgesetz
BGB1. 1 Nr. 142/2000 folgende - im vorliegenden Fall anwendbare - Fassung :

" 61. (1) Überschreitet der Lehrer durch
1 . dauernde Unterrichtserteilung,
2. Binrechnung von Nebenleistungen nach § 9 BLVG,
3. Einrechnung von Erziehertätigkeiten und Aufsichtsführung nach

§ 1OBLVGund
4. Einrechnung von Tätigkeiten in ganztägigen Schulformen nach

§ 12BLVG

das Ausmaß der wöchentlichen Lebrverpflichtung, so gebührt ihm hieflir an Stelle
der in den § 16 bis 18 angeführten Nebengehühren eine besondere Vergütung. Im
Vertretungsfall ist die Lehrificherverteilung entsprechend abzuändern, sobald
feststeht, dass die Vertretungsdauer zwei Wochen übersteigen wird ."

Gemäß § 61 Abs. 2 GehG in der im Jahr 2006 in Kraft gestandenen Fassung

beträgt die Vergütung flirjecle Unterrichtsstunde einer 20-stiindigen

Lehrverpflichtung, mit der das Ausmaß der wöchentlichen Lehrverpflichtung in der
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betreffenden Kalenderwoche (Montag bis Sonntag) überschritten wird, 1,432 % des

Gehaltes des Lehrers .

Gemäß § 2 Abs. 1 erster Satz BLVG betrug das Ausmaß der

Lehrverpflichtung der Lehrer (Eiieher) im genannten Zeitraum 20 Wochenstunden .

Gemäß § 9 Abs . 1 BLVG wird die Tätigkeit des Lehrers, der mit der

verwaltungsmäßigen Unterstützung des Direktors betraut ist, als eine halbe

Wochenstunde der Lehrverpflichtungsgruppe III je Klasse der Schule in die

Lehrverpflichtung eingerechnet .

§ 13 Abs . 1 BLVG in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1 . 1 Nr. 176/2004

lautet :

"Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 13. (1) An mittleren und höheren Schulen können fir Lehrer, die mit der

Implementierung der Software-Komponenten, die flur die Vollziehung des Dienst-
und Besoldungsrechtes der Lehrer erforderlich sind, an den Schulen betraut sind, in
den Unterrichtsjahren 2004/2005 bis 2006/2007 je Schule in die Leluverpflichtung
eingerechnet werden :

3. bis zu drei Wochenstunden der Lebrverpflichtungsgruppe II ab
20 Klassen ."

In der Beschwerde vor dem Verwaltungsgerichtshofflubrt der
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Dem ist Folgendes zu erwidern :

Z. 2 GehG in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1 . Nr. 16/1994 hatte der

Verwaltungsgeriehtshof bereits in seinem Erkenntnis vom 17 . Oktober 2001,

ZL 99112/0147, Folgendes ausgeflihrt (Hervorhebungen nicht im Original) :



ZL 2007/12/0114 7

dauernde Unterrichtserteilung ergibt, die Voraussetzung für eine besondere
Vergütung nach § 61 OG 1956 bi1den .

Dieser Rechtsprechung ist (wenngleich die Rechtssätze nicht zu hier

vergleichbaren Sachverhalten geprägt wurden) wohl zu entnehmen, dass der
Anspruch auf Mehrdienstleistungsvergütung jedenfalls mit dem Ausmaß der

dauernden Unterrichtserteilung gemäß § 61 Abs. 1 Z. 1 GehG begrenzt ist, oder

anders gewendet - dass Nebenleistungen gemäß § 61 Abs. 1 Z . 2 BLVG lediglich in

de Unterrichtsverpflichtung gemäß § 2 Abs. 1 erster Satz leg. cit . einzurechnen sind,

ne solche Eh echnuog- jedoch nur soweit odblgen kani, bis dir

errichsverpflichtuog (hier von 20 St nrsr) zur Gnze erschbrft ist . Eine

Üherrc/zreituog der LoLw erpffichtung allein durch Einrechnnng 100

kTebenieistungee auf dieselbe kommt nßmiieJ schon begrifflich sicht in Ißetracht .

Daraus wiedemm ito1g, dass die ÜberscJzrA ung des Ausmaßes ds

Lehreroflichtong ausrehließiieh durch / essode fihte iciserteileng erfoigen kann .

Lediglich zur Beurteilung der Frage, ob durch ein bestimmtes Ausmaß an dauernder

Unterrichtserteilung das Ausmaß der Lehrverpflichtung überschritten wird, ist zuvor

die mit dem Ausmaß der Lehrverpflichtung selbst begrenzte Einrechnung von

Nebenleistungen zu berücksichtigen .

Aus dem Vorgesagten folgt, dass der Wortlaut des § 61 Abs. 1 GehG,

Vor diesem Hintergrund wäre für den Beschwerdeffihrer aber auch dann

nichts gewonnen, wenn seine Rechtsauffassung, wonach eine Einrechnung gemäß

§ 13 Abs . 1 BLVG einer solchen nach § 9 leg. cit . gleichzuhalten wäre, zuträfe .

Unstrittig ist vorliegendenfalls nnilich, dass der Beschwerdeflihrer nicht
mehr als 4,31 Werteinheiten an dauernder Unterrichtsleistung erbracht hat .

Ausgehend von der Annahme, dass infolge Einrechnung von Nebenleistungen gemäß
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Eine Verletzung des Beschwerdefiihrers in dem als Beschwerdepunkt

gerügten Recht ist daher durch den angefochtenen Bescheid nicht erfolgt .

Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit, die Gebührlichkeit einer besonderen
Vergütung nur für eine dauernde, das Höchstmaß der Lehrverpflichtung

überschreitende Unterrichtserteilung vorzusehen, nicht aber für andere Tätigkeiten,
die nicht als solche Unterrichtserteilung, wohl aber als Mehrdienstleistung zu -
qualifizieren sind, wird gemäß § 43 Abs . 2 VwGG gleichfalls auf das bereits zitierte

hg. Erkenntnis vom 17 . Oktober 2001 und die dort angeführte

verfassungsgerichtliche Judikatur verwiesen . Diese Überlegungen würden umso

mehr gelten, wenn (was jedoch dahinstehen kann) die in der Beschwerde vertretene

Auffassung richtig wäre, wonach der Lehrer zur Verrichtung von

"UPIS-RAP-Tätigkeiten" gar nicht verpflichtet wäre . Diesfalls könnte erja die seines

Erachtens unbefriedigende Folge einer ungenügenden bzw . fehlenden finanziellen
Abgeltung derselben einfach dadurch verhindern, dass er ihre Erbringung verweigert .

Aus diesen Erwägungen war die Beschwerde gemäß § 42 Abs. 1 VwGG als
unbegründet abzuweisen .
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Die Kostenentscheidung gründet sich aufdie § 47 ffVwGG iVm der

VwGWAufwandersatzverordnung 20O3 BGBL II Nr . 333 .

Wien, am20Mai2O08

Dr. Bumberger

Mag. Matt

Für die Richtigkeit
der Ausferti g :

1 rj
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